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Vorlage
Federführende Dienststelle:
FB 14 - Fachbereich Rechnungsprüfung
Beteiligte Dienststelle/n:

Vorlage-Nr:

Status:

Datum:
Verfasser/in:

FB 14/0136/WP18

öffentlich

06.03.2023
Frau Schulz, FB 14

Genehmigung der Niederschrift der Sondersitzung vom 31.01.2023 - 
öffentlicher Teil
 Ziele:  Klimarelevanz

 keine

Beratungsfolge:

Datum Gremium Zuständigkeit
30.03.2023 Rechnungsprüfungsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Rechnungsprüfungsausschuss genehmigt die Niederschrift der Sondersitzung vom 31.01.2023 – 

öffentlicher Teil.

(Emmerich)
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Finanzielle Auswirkungen

JA NEIN

X

Investive 
Auswirkungen

Ansatz

20xx

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx

Ansatz 

20xx ff.

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx ff.

Gesamt-

bedarf (alt)

Gesamt-

bedarf 

(neu)

Einzahlungen 0 0 0 0 0 0

Auszahlungen 0 0 0 0 0 0

Ergebnis 0 0 0 0 0 0

+ Verbesserung /

- Verschlechterung
0 0

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

konsumtive 
Auswirkungen

Ansatz

20xx

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx

Ansatz 

20xx ff.

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx ff.

Folge-

kosten (alt)

Folge-

kosten 

(neu)

Ertrag 0 0 0 0 0 0

Personal-/

Sachaufwand
0 0 0 0 0 0

Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

Ergebnis 0 0 0 0 0 0

+ Verbesserung /
- Verschlechterung

0 0

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

Weitere Erläuterungen (bei Bedarf):

Klimarelevanz
Bedeutung der Maßnahme für den Klimaschutz/Bedeutung der Maßnahme für die 
Klimafolgenanpassung (in den freien Feldern ankreuzen)
Zur Relevanz der Maßnahme für den Klimaschutz

Die Maßnahme hat folgende Relevanz:

keine positiv negativ nicht eindeutig

X
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Erläuterungen:

keine

Anlage/n:

Niederschrift der Sondersitzung vom 31.01.2023 – öffentlicher Teil
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N i e d e r s c h r i f t 

Sondersitzung des Rechnungsprüfungsausschusses 

          1. März 2023 

 Sitzungstermin: Dienstag, 31.01.2023 

 Sitzungsbeginn: 17:00 Uhr 

 Sitzungsende: 18:04 Uhr 

 Ort, Raum: Tivoli Aachen - Club Lounge 1, Krefelder Straße 205, 52070 Aachen 

 

Anwesende: 

Ratsherr Tjark Zimmer  

Ratsherr Boris Linden  

Ratsherr Harald Baal Vertretung für: Ratsherr Jakob von Thenen 

Ratsfrau Ellen Begolli  

Ratsfrau Silke Bergs  

Ratsfrau Elke Eschweiler Vertretung für: Ratsfrau Dr. Margrethe Schmeer 

Ratsherr Wilfried Fischer Vertretung für: Ratsherr Jöran Stettner 

Ratsfrau Doris Kurschilgen  

Ratsfrau Sigrid Moselage  

Ratsherr Hermann Josef Pilgram  

Herr Ralf Demmer Vertretung für: Herrn Rolf Kitt 
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Herr Ludger Eickholt  

Frau Sabine Göddenhenrich-Schirk Vertretung für: Herrn Markus Plum 

Herr Bernd Haase  

Herr Hans Peter Kehr  

Herr Jürgen Schmitz  

 

Abwesende: 

Ratsfrau Dr. Margrethe Schmeer - entschuldigt - 

Ratsherr Jöran Stettner - entschuldigt - 

Ratsherr Jakob von Thenen - entschuldigt - 

Herr Rolf Kitt - entschuldigt - 

Herr Markus Plum - entschuldigt - 

Herr Dr. Richard Sinning - entschuldigt -  

 

von der Verwaltung: 

Herr Emmerich, FB 14 

Frau Grehling, Dez. II 

Herr Ludwig, FB 14 

 

als Schriftführer: 

Frau Schulz, FB 14 
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Öffentlicher Teil 

 

 1 Eröffnung der Sitzung 

  

  

 2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 08.12.2022 - öffentlicher Teil 

Vorlage: FB 14/0132/WP18 

  

  

 3 Umgang mit Sitzungsunterlagen zu nicht öffentlichen Tagesordnungspunkten des Rech-

nungsprüfungsausschusses, Antrag der CDU-Fraktion vom 30.11.2022 

Vorlage: FB 14/0133/WP18 

  

  

 4 Änderung der Rechnungsprüfungsordnung 

Vorlage: FB 14/0134/WP18 

  

  

Nichtöffentlicher Teil 

 

 1 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 08.12.2022 - nicht öffentlicher Teil: 

Vorlage: FB 14/0135/WP18 

  

  

 2 Anträge: 

  

  

 3 Verschiedenes: 

  

  

 4 Mitteilungen der Verwaltung: 
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Protokoll: 

Öffentlicher Teil 

zu 1 Eröffnung der Sitzung 

 
Herr Zimmer (Die Zukunft/ Volt Aachen) eröffnet die Sitzung um 17.01 Uhr und begrüßt die anwesenden 
Ausschussmitglieder und die Vertreter*innen der Verwaltung. 
 
 
 
 
zu 2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 08.12.2022 - öffentlicher Teil 

Vorlage: FB 14/0132/WP18 

 

Herr Zimmer (Die Zukunft/ Volt Aachen) fragt nach Anmerkungen oder Änderungswünschen zur Nieder-

schrift. 

 

Es erfolgen keine Wortmeldungen. 

 
Einstimmiger Beschluss – 3 Enthaltungen: 

Der Rechnungsprüfungsausschuss genehmigt die Niederschrift der Sitzung vom 08.12.2022 – öffentli-

cher Teil. 

 
 
 
 
zu 3 Umgang mit Sitzungsunterlagen zu nicht öffentlichen Tagesordnungspunkten des Rech-

nungsprüfungsausschusses, Antrag der CDU-Fraktion vom 30.11.2022 

Vorlage: FB 14/0133/WP18 

 

Herr Zimmer (Die Zukunft/ Volt Aachen) bittet Herrn Emmerich (FB 14) zu Wort.  
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Herr Emmerich führt aus, dass aufgrund von Veröffentlichungen von vertraulichen Informationen aus 

nicht-öffentlichen Teilen des Rechnungsprüfungsausschusses eine Handhabung zum Umgang mit ver-

traulichen Sitzungsunterlagen zur Sicherung der Funktion des Rechnungsprüfungsausschusses zu finden 

sei. Er stellt heraus, dass es sich bei dem Rechnungsprüfungsausschuss um einen Pflichtausschuss 

handele, der in besonderer Weise die Kontrolle der Verwaltung im Sinne der Bürgerschaft im Auftrag des 

Rates wahrzunehmen habe. Hierzu ist er auf die Zulieferung des Fachbereichs Rechnungsprüfung an-

gewiesen. Diese Zusammenarbeit gälte es zu schützen und die Vertraulichkeit der sensiblen Informatio-

nen zu sichern. Er verweist auf die Regelungen in der Gemeindeordnung zur Öffentlichkeit von Sitzungs-

unterlagen im Allgemeinen und im Speziellen für den Rechnungsprüfungsausschuss und unterstreicht die 

Notwendigkeit des beidseitig, d .h. seitens der Verwaltung und der Politik, sensiblen Umgangs mit beson-

ders vertraulichen Unterlagen. Künftig werde eine noch sichere und zielgenauere Bereitstellung von be-

sonders sensiblen Prüfberichten erfolgen. Sinnvoll sei hier eine Reduzierung der Zugriffsrechte auf die 

Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses, die stellvertretenden Ausschussmitglieder sowie die 

Fraktionsgeschäftsstellen. Eine Art der Bereitstellung von besonders vertraulichen Prüfberichten könne 

die postalische Zustellung wie auch eine Cloud-Lösung sein. Die Cloud-Lösung stehe jedoch zurzeit in 

der Verwaltung noch nicht zur Verfügung, werde aber relativ zügig umsetzbar sein. Innerhalb der Verwal-

tung solle der Zugriff zukünftig auf die Oberbürgermeisterin, die Stadtdirektorin, den eng abgegrenzten 

Kreis der Berichtserstellenden innerhalb der Rechnungsprüfung und klar definierte Stellen in der Verwal-

tung (insb. FB 30 und FB 11 sowie die betroffenen Dienststellen) beschränkt sein. Ein Versand der in 

Rede stehenden Berichte mit zivil-/ strafrechtlichen sowie arbeits- oder dienstrechtlicher Relevanz erfolge 

nicht über das interne Mailsystem. 

Er begrüßt insofern den gestellten Antrag und die damit verbundene Thematisierung und setzt auf eine 

künftige Fortsetzung der vertraulichen Zusammenarbeit. 

 

Frau Eschweiler (CDU) unterstreicht die von Herrn Emmerich geäußerte Sensibilität im Vorgehen und 

verweist auf die Vorlage vom 8. Dezember 2022, die diese vermissen lasse. Diese sei zwar gut gemeint, 

aber nicht gut gemacht gewesen. Sie hätte sich ein klärendes Gespräch im Vorfeld gewünscht, das nun 

stattgefunden habe. Sie verweist darauf, dass jede Fraktion das Recht auf Einsicht der Unterlagen habe, 

auch für die ehrenamtlichen Mandatsträger sei dies gegeben. Die CDU-Fraktion wünsche sich für die 

Zukunft eine Cloud-Lösung mit der Option, die Unterlagen nach Wunsch im Ausdruck zu erhalten. Die 

Weitergabe an die Fraktionsgeschäftsstellen müsse für die fraktionsinterne Beratung gewährleistet sein. 

Es sei eine laufende Aufgabe, den Rechnungsprüfungsausschuss in seiner Bedeutung zu stärken. 

 

Herr Pilgram (Grüne) dankt den an dem nun vorliegenden Vorschlag Mitwirkenden. Er stellt heraus, dass 

Informationen zu den Prüfungen zwingend notwendig seien und die Unterlagen einfach einsehbar sein 

müssen. Es sei immer eine schwierige Gratwanderung, etwa Persönlichkeitsrechte gegenüber dem öf-

fentlichen Interesse abzuwägen. Die Politik sei jedoch „an Recht und Gesetz gebunden“. Die Schutzme-
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chanismen seien richtig. Einige Themen gehörten nicht sofort in die Öffentlichkeit, da es sich erst einmal 

nur um einen Verdacht handele. Bei der Bestätigung des Verdachtes und im Zuge eines strafrechtlichen 

Verfahrens werde dies ohnehin öffentlich gemacht. Man könne auch mit der Presse über die Art der Be-

richterstattung diskutieren. Er bedauere, dass man aus rechtlichen Gründen keine Möglichkeit habe, auf 

Veröffentlichungen von vertraulichen Information in der Presse zu reagieren und eine Stellungnahme 

dazu abzugeben.  

 

Herr Baal (CDU) stellt die Frage, wo die Grenze bei öffentlich und nicht-öffentlicher Beratung von Prüfbe-

richten liege. Man müsse sich fragen, ob nicht viel zu oft Themen nicht-öffentlich beraten werden, die gar 

nicht nicht-öffentlich seien. Früher habe der Rechnungsprüfungsausschuss mit der Begründung, man 

komme dabei nicht so gut weg, immer nicht-öffentlich getagt. Im Hinblick darauf verweist er auf das In-

formationsfreiheitsgesetzt (IFG NRW), welches das Prinzip einer offenen Verwaltung und die Nachvoll-

ziehbarkeit behördlicher Entscheidungen festlegt. Er zeigt die Möglichkeit einer Zweiteilung von Tages-

ordnungspunkten auf. Der Sachverhalt als solcher könne öffentlich beraten werden, tiefer gehende und 

schützenswerte Informationen könne man dann im nicht-öffentlichen Teil diskutieren. Die Pflichtaufgabe 

des Rates sei die Begleitung und Kontrolle der Verwaltung. In Aachen bestehe ein gutes Miteinander 

zwischen Politik und Verwaltung. In anderen Kommunen sähe das durchaus anders aus. Es dürfe kein 

Konzept der Verwaltung sein, alle auszusperren. Er dankt allen Kollegen, die an dem Vorschlag mitgear-

beitet haben. Er stellt heraus, dass die Einstufung öffentlich/nicht-öffentlich nicht die Verwaltung zu treffen 

habe, sondern allein dem Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses obliege.  

 

Frau Begolli (Die Linke) führt aus, dass man nun bei der Bereitstellung von Unterlagen auf bewährte Ver-

fahren zurückgreife. Früher habe man nur die Tagesordnung und Einladung über ALLRIS erhalten und 

die Prüfberichte wurden postalisch oder per Hauspost ausgehändigt. Dies habe jedoch auch ein Durch-

stoßen von Informationen an die Presse nicht verhindert. Der Vorschlag, die vertraulichen Unterlagen vor 

Ort einzusehen, sei den ehrenamtlichen und berufstätigen Mandatsträgern nicht zumutbar. Die Aus-

schussmitglieder arbeiten im Auftrag der Fraktionen und haben das Recht auf Information. Die Öffentlich-

keit habe das Recht, von Unregelmäßigkeiten zu erfahren und wie man künftig einen Schaden von der 

Stadt abwenden wolle. Auch sei dies ein Signal an die Mitarbeitenden der Verwaltung, dass hier genau 

geprüft und wenn nötig, sanktioniert werde. Dies sei zur Sensibilisierung der Mitarbeitenden immens 

wichtig. Die Aufbereitung und Teilung von Prüfthemen in öffentlich und nicht-öffentlich sei zukünftig ge-

nauer zu betrachten.  

 

Frau Moselage (FDP) zeigt sich erfreut, dass man nun einen Modus Operandi gefunden habe. Sie habe 

die erste Vorlage als persönliche Attacke empfunden und sich ungerecht behandelt gefühlt. Man habe 

den Fokus zu sehr auf den Rechnungsprüfungsausschuss gelegt. Sie äußert sich kritisch zum vorherigen 

Vorschlag der Verwaltung, nachdem die Politik Termine bei der Verwaltung zur Einsicht der kompletten 

Unterlagen hätte vereinbaren sollen.  
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In der Vergangenheit seien aus Ihrer Sicht ganz wenige Ausnahmen an die Presse gelangt und in der 

Öffentlichkeit „hochgekocht“. Man müsse sich fragen, ob sich dieser ganze Aufwand jetzt gelohnt habe, 

bei dem gleich noch die ganze Politik unter Generalverdacht gestellt wurde. Sie lasse sich die Information 

der Fraktionsgeschäftsführung über sensible Prüfberichte und eine Beratung darüber innerhalb der Frak-

tion nicht nehmen. Sie wünsche sich von der Verwaltung einen offensiveren Umgang mit Unregelmäßig-

keiten nach außen. Man müsse sich fragen, ob tatsächlich nicht mehr Themen öffentlich beraten werden 

sollen, auch um den Zauber des Geheimnisses zu nehmen.  

 

Herr Schmitz (SPD) unterstützt die Vorlage im Namen der Fraktion und zeigt sich mit dem künftigen Ver-

fahren einverstanden. Er bittet darum, die Prüfberichte künftig früher zur Verfügung zu stellen. Die Veröf-

fentlichung in ALLRIS sei zu kurzfristig, um sich in die umfangreichen Berichte einzulesen.  

 
Einstimmiger Beschluss: 

 

Der Rechnungsprüfungsausschuss nimmt die Ausführungen des Fachbereichs Rechnungsprüfung zu-

stimmend zur Kenntnis und befürwortet eine entsprechende Umsetzung. Der Ratsantrag der CDU-

Fraktion vom 30.11.2022 gilt damit als behandelt. 

 
 
 
 
zu 4 Änderung der Rechnungsprüfungsordnung 

Vorlage: FB 14/0134/WP18 

 

Herr Zimmer (Die Zukunft/Volt Aachen) bittet Herrn Emmerich zu Wort. 

 

Herr Emmerich erläutert die Vorlage und vorzunehmenden Änderungen in der Rechnungsprüfungsord-

nung. Die Formulierung „persönliche Stellvertreter“ werde in „Stellvertreter“ abgewandelt. Zudem wird 

eine Differenzierung zwischen den im vorherigen Tagesordnungspunkt im Focus stehenden brisanten 

und den normalen Prüfberichten aufgenommen. Die Formulierung „Eine Weitergabe von Inhalten aus 

Prüfberichten und -vermerken i.S.d. Satzes 4 ist im Rahmen der fraktionellen Arbeit zulässig.“ werde, wie 

diskutiert aufgenommen. 

 

Herr Demmer (CDU) sieht die aufgenommenen Formulierungen als einen gangbaren Weg. Damit könne 

man gut leben. 

 

Herr Baal (CDU) weist darauf hin, dass diese Differenzierung eine reine Regelung für den Rechnungsprü-

fungsausschuss sei. Dies bedeute nicht, dass Ratsmitglieder von Informationen ausgeschlossen werden. 

Wenn jemand Informationen beanspruche, erhalte er sie auch.  
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Nach der nächsten Wahlperiode wäre zu überlegen, erneut eine Bestätigung der Vereinbarung durch den 

Rat erfolgen zu lassen, da der Rat nicht über eine Wahlperiode hinweg etwas beschließen könne.  

 

Herr Zimmer (Die Zukunft/ Volt Aachen) weist darauf hin, dass der Ausschussvorsitzende das Bestim-

mungsrecht über Tagesordnung und die Einteilung in öffentlich und nicht-öffentlich inne habe und somit 

auch die Entscheidung, welche Berichte als brisant einzustufen seien. 

 

Frau Grehling (Dez. II) unterstreicht dies mit Hinweis auf die Regelungen nach der Geschäftsordnung der 

Stadt und der Gemeindeordnung. Nach ihrem Dafürhalten reiche eine Festschreibung im Protokoll aus. 

Eine weitergehende Änderung der Rechnungsprüfungsordnung dahingehend sei nicht notwendig.  

 

Herr Baal (CDU) sieht dies als Anregung, da seiner Erfahrung nach viele neue Kollegen im Rat in der 

falschen Annahme seien, dass die Verwaltung die Tagesordnung und deren Gliederung aufstelle und 

nicht der Vorsitzende des Ausschusses. Er regt die Dokumentation in der RPO an, da sonst dieses Wis-

sen verloren gehe.  

 

Frau Grehling (Dez.II) unterstreicht, dass ihrer Erfahrung nach die Vorsitzenden der Ausschüsse sehr 

genau wissen, was ihre Rechte und Pflichten seien. Sie halte eine Protokollierung für ausreichend. 

 

Herr Demmer (CDU) möchte nicht in eine tiefergehende juristische Diskussion eintreten und bezieht sich 

auf den Wortlaut der Tischvorlage. Hier sei kein Ablaufdatum genannt. Es gebe keinen Vermerk „der Rat 

beschließt neu“. Dies sei ein internes Verfahren und fuße nicht auf Landesrecht. Theoretisch könne in 

einer neuen Wahlperiode der Rat die RPO wieder abändern. 

 

Frau Grehling (Dez. II) weist darauf hin, dass die Rechte und Pflichten des Ausschussvorsitzenden in der 

Gemeindeordnung festgeschrieben seien. Die Erstellung der Tagesordnung sollte in Absprache mit der 

Verwaltung erfolgen, die Entscheidung liege aber beim Vorsitzenden.  

 

Herr Pilgram (Grüne) bezieht sich auf § 58 Abs. 2 der Gemeindeordnung, der klar definiere, welche 

Rechte und Pflichten dem Ausschussvorsitzenden obliegen. Weiter werde dort differenziert, was öffent-

lich und nicht-öffentlich zu beraten sei. Er halte eine Aufnahme ins Protokoll für ausreichend. 

 
Einstimmiger Beschluss: 

 

Der Rechnungsprüfungsausschuss nimmt die Ausführungen des Fachbereichs Rechnungsprüfung zur 

Kenntnis und empfiehlt dem Rat der Stadt die entsprechende Änderung der Rechnungsprüfungsordnung 

gemäß der beigefügten Anlage zu beschließen. 
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